
Kommunale Identität und die  
persönliche Identifikation

Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“

Die Frage nach der eigenen Identität treibt Menschen 
um und hängt von verschiedensten Dimensionen ab. 
Identitäten sind nicht eindimensional, sondern mehr-
dimensional. Sie betreffen die unterschiedlichen 
Rollen eines Individuums, Aufgaben, Eigenschaften 
und auch die eigenen Erfahrungen sowie die Erfah-
rungen, die in einer Gemeinschaft in der Vergangen-
heit gemacht wurden. Oft aber werden vor allem 
zugewanderte Menschen eindimensional wahrge-
nommen, in Bezug auf Zugehörigkeiten zu einer Na-
tion, Ethnie, Religions- oder Sprachengemeinschaft.

Aus politischer Sicht ist das Konzept häufig mit dem 
Konstrukt der Nation verbunden und besonders in der 
rechtspopulistischen Rhetorik anzutreffen, die sich 
stark auf Prinzipien der Homogenisierung und der Ex-
klusion derer die nicht zum Volk gehören, stützt.

Sprechen wir vom Konzept der Identität, geht man häu-
fig davon aus, dass sich die Bildung einer Identität im 
Spannungsfeld zwischen dem Individuum selbst und 
seiner ihn umgebenden Umwelt vollzieht. Die eigene 
Identität wird also auch immer durch das Verhältnis ei-
ner Person zu der sie umgebenden Gesellschaft geprägt. 
Diese Gesellschaft lässt sich ganz unterschiedlich ver-
stehen. So ist damit nicht notwendig der gesamtgesell-
schaftliche Kontext gemeint; denn häufig spielen sich 
Identitätskonstruktionen auch auf kommunaler Ebene 
ab. Immer aber geht es um den Raum, in dem man sich 
als Individuum bewegt und in dem die Gemeinschaft, 
zu der man sich zugehörig fühlt, lebt. So können sich 
der Ort an dem man lebt und die eigene Identifikation 
mit diesem Raum überschneiden, dies muss aber nicht 
notgedrungen der Fall sein.  „Menschen können sich 
durchaus mit ihrer Wohngemeinde identifizieren bzw. 
verbunden fühlen, zugleich aber andere Orte (wenn 
überhaupt Orte) als ihre Heimat betrachten.“

(Thum, M. / Förtsch, M., / Rösel, F. (2019): Stärkung kommu- 
naler Identität)
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Die eigene Identität im Kontext Kommune 
– Handlungsoptionen für kommunales
Integrationsmanagement

Die Gesellschaft in Deutschland wird immer vielfäl-
tiger. Sie besteht aus Menschen mit unterschiedlichen 
Weltanschauungen, Identitäten und sozio-kulturellen 
Hintergründen. Der Umgang mit Vielfalt stellt die Ge-
sellschaft vor die Herausforderung mit der Diversität 
und dem neuen “Wir” konstruktiv und ohne Angst 
zu leben. Basierend auf der Beachtung unterschied-
licher Lebensumstände und der Vielfaltsdimensionen, 
können Städte und Kommunen entsprechende Kon-
zepte entwickeln, um die kommunale Identität aller 
Stadtbewohner*innen zu stärken. 

Im Folgenden soll zunächst die Entwicklung einer kom-
munalen Identität und dem “neuen Wir” betrachtet 
werden. Dabei wird ein besonderes Augenmerk auf 
die kommunale Identität und Zuwanderung gelegt. Im 
Anschluss werden praktische Handlungsempfehlungen 
gegeben, die helfen können, die Bildung einer kommu-
nalen Identität als wichtigen Teilbereich innerhalb des 
kommunalen Integrationsmanagements zu etablieren.
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Die Erarbeitung von Vielfalts- und Integrati onsstra-
tegien stellt eine gute Möglichkeit dar, sich mit der 
kommunalen Identi tät und den veränderten gesell-
schaft lichen Realitäten vor Ort auseinander zu setzen. 
Schließlich ist die Beschäft igung mit einer kommunalen 
Vision und den Leitorienti erungen für die weitere Ent-
wicklung mit den Fragen verbunden: „Warum machen 
wir das überhaupt? Was ist unsere Vorstellung von 
der Zukunft ?“ Die Identi fi kati on und die Bindung mit 
dem eigenen Lebensort kann für Menschen mit ihrer 
ganzen Vielfalt die eigene Kommune zu einem gemein-
samen Raum werden lassen, in dem Unterschiedlich-
keiten gelebt, Schwierigkeiten akti v bearbeitet und 
gemeinsame Ziele realisiert werden. Der bewusste 
Umgang mit Vielfalt und Integrati on kann in der Kom-
mune Frieden, politi sche Stabilität, Toleranz und das 
soziale und ehrenamtliche Engagement fördern, so 
dass ausgrenzende Tendenzen weniger Chancen ha-
ben. Die Bindung an einen Ort, sowie die Verbunden-
heit mit den Werten des Zusammenlebens eröff nen 
ein Verständnis füreinander und befördern die akti ve 
Teilhabe auch von Zielgruppen, die oft  nicht im öff ent-
lichen Fokus stehen. Kommunale Identi tät braucht da-
für strukturelle und insti tuti onelle Voraussetzungen. 

Welche Prozesse innerhalb des Integrati onsmanage-
ments angestoßen werden müssen, um kommunale 
Identi tät zu fördern und welche prakti schen Maßnahmen 
diesbezüglich greifen, wird im Folgenden dargestellt.

Kommunale Identi tät beschreibt das Selbstverständnis 
und das Bild einer Kommune sowie die Verbundenheit 
und das soziale Eingebundensein von Bürger*innen 
mit oder in ihrer örtlichen Stadt bzw. Gemeinde. Dies 
kann von kulturellen, sozioökonomischen und insti tu-
ti onellen Faktoren abhängen. Ebenso spielen die Ei-
geninteressen der Bürger*innen wie z. B. Hausbesitz, 
Elternschaft  oder informelle oder formelle Teilhabe-
möglichkeiten eine große Rolle. Die Identi fi kati on mit 
dem Wohnort fi ndet auch häufi g auf der symbolischen 
Ebene statt . Identi tätssti ft ende lokale Aspekte können 
hierbei Fahnen, Wappen, Trachten oder traditi onelle 
Bräuche sein.

Im Kontext von Integrati on und Parti zipati on stellt sich 
die Frage, welche Faktoren entscheiden, ob zugewan-
derte Menschen eine kommunale Identi tät entwickeln. 
Die Verbundenheit mit der Kommune und mit dem 
Wohnort sind eine wichti ge Voraussetzung für bür-
gerschaft liches, soziales und politi sches Engagement. 
Diese Faktoren bedingen sich aber auch gegenseiti g. 
Denn durch die direkte Teilhabe an Entscheidungs-
prozessen im lokalen Raum wird auch das Gefühl der 
Zugehörigkeit zur Kommune gestärkt. Es müssen also 
auch die Strukturen der Teilhabe für alle Bewohnenden 
der Kommune bestehen, um sie in ihrer kommunalen 
Identi tät zu bestärken. Die Möglichkeit, das soziale und 
politi sche Geschehen vor Ort mitgestalten zu können, 
ist ein wichti ger Beitrag zur demokrati schen Teilhabe. 

Kommunale Identi tät 
  und Zuwanderung

Kommunale Identi tät 
  und Integrati onsmanagement

Ein kommunales Integrati onsmanagement versteht lokale Integrati onsarbeit als Querschnitt saufgabe und zielt auf 
deren strategische Bearbeitung. Es basiert auf einem Integrati onsverständnis, das davon ausgeht, dass alle Mitglie-
der einer Gesellschaft  gleichermaßen für eine gelungene Integrati on verantwortlich sind. 

Somit ist ein parti zipati ver Ansatz im Integrati onsmanagement ganzheitlich ausgerichtet und versucht zielgerichtet 
eine möglichst große und heterogene Zahl an entscheidenden Akteur*innen einzubinden. Um die Einbindung von 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf kommunaler Ebene, auch in Hinblick auf die kommunale Identi fi kati on 
der Einwohner*innen, zu unterstützen und zu fördern, gibt es unterschiedliche Instrumente. Im Folgenden werden 
diese vorgestellt, wobei zunächst die Erarbeitung verschiedener Handlungsfelder in Form von Leitlinien wichti g 
erscheint. Die Leitlinien bieten der Kommune und den zuständigen Akteur*innen (Verwaltung, Integrati onsbeauf-
tragte, Bildungskoordinator*innen,etc.) eine Grundlage, um die einzelnen Schritt e hin zur Etablierung kommunaler 
Identi tät, adäquat zu unterstützen.
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• Anerkennungskultur

• gesamtgesellschaft liche Grundhaltung von Off enheit und Akzeptanz 

• Herkunft  nicht als Barriere sehen 

• Einbürgerungsfeiern, Stadtf ührungen für Neubürger*innen, 
Integrati onsleitlinien und -konzepte, Vielfaltsstrategien

• Stadtgeschichte off enlegen und dabei Vielfalt als inhärenten Aspekt hervorheben 
(z. B. Geschichte der Gastarbeiter*innen in der Stadt)

• Ehrungen im Rahmen von Ehrenamt, bürgerschaft liches Engagement 
und Freiwilligenarbeit

• Partizipation

• chancengleiche Teilhabe an allen zentralen Bereichen des gesellschaft lichen Lebens 
(Arbeit, Wohnen, Bildung, etc.)

• Stärkung des bürgerschaft lichen Engagements

• Barrierefreie Zugänge, insbesondere mit Blick auf Sprache und Bildung ermöglichen

• Ausländer- und Migrati onsbeiräte mit Ressourcen ausstatt en

• Mitgliederwerbung in Gremien, Parteien, politi schen Parteien, Vereinen

• Gleichwertige Lebensverhältnisse

• bei Planungs- und Entwicklungsprozessen in ländlichen Räumen konsequent 
die Vielfalt der Bevölkerung mitdenken 

• lokale Schlüsselakteur*innen (Bürgermeister*innen, Landrät*innen, Pfarrer*innen, 
Kommunalpoliti ker*innen) für die Themen Vielfalt, Zuwanderung, Identi tät 
sensibilisieren und einen off enen Dialog darüber führen

• Interkulturelle Öff nung der öff entlichen Daseinsvorsorge, insbesondere in den 
Sozialen Dienstleistungen, aber auch in den Technischen Dienstleistungen, 
insbesondere ÖPNV und sozialer Wohnungsbau

• Diskriminierung und Rassismus bekämpfen

• Anerkennung von Diskriminierung und Rassismus als gesellschaft liches und 
strukturelles Problem

• sicher sein und informiert sein

• klare Positi onierung der Verwaltungschefs und der obersten politi schen Leitung 
gegen Rassismus durch gezielte Akti onen/Projekte

• Teilhabe und Inklusion in allen Bereichen des Lebens

• Anti diskriminierungsstellen, Beschwerdemanagement 

Maßnahmen, die sich auf die Entwicklung
einer kommunalen Identi tät positi v auswirken können:



• Zusammenhalt und Begegnung stärken

• Orte der Begegnung schaff en und informellen Informati onsaustausch ermöglichen 
(Parks, Stadtt eilzentren, Dorfl äden, Interkulturelle Gärten, Kulturläden)

• Begegnungen auf persönlicher Ebene fördern

• Netzwerke entwickeln und fördern

• Methoden entwickeln, um alle Bürger*innen einzubinden 

• Koordinierungsstellen schaffen

• Zuwanderung als Teil eines gesamtgesellschaft lichen Erfahrungs- und Veränderungs-
prozesses betrachten und entsprechende Stabsstellen zur akti ven Bearbeitung 
relevanter Themen schaff en

• Integrati onsbeauft ragtenstellen, Interkulturelle Stellen, Willkommenszentren

• Interkulturelle Orientierung und Öffnung

• Integrati onsmanagement als kommunale Aufgabe

• Organisati onsentwicklungsprozess innerhalb der Verwaltung 

• die kommunale Integrati onsarbeit mit ausreichenden fi nanziellen und 
personalen Ressourcen ausstatt en

• Entscheider*innen aus Politi k und Verwaltung sind für die Vielfalt in der 
Kommune sensibilisiert 

• Zugewanderte Einwohner*innen werden als akti ve Gestalter*innen der 
Kommune wahrgenommen und eingebunden

• Kommunikation und Konfliktfähigkeit stärken

• Strukturen in der Kommune schaff en, die einen Dialog mit und zwischen allen 
Einwohner*innen unabhängig von Herkunft , Kultur, Weltanschauung und 
Religion ermöglichen

• sprach- und kultursensible Kommunikati on stärken

• kreati ve Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Wertvorstellungen

• Beschwerdestellen, Mediati onsstellen, Informati onsveranstaltungen

• Raum der Begegnung, Dorfgespräche, Stadtt eilgespräche, Interreligiöse Dialoge

• Öffentlichkeitsarbeit

• Zusammenarbeit zwischen der Pressestelle der Verwaltung und den verantwortlichen 
Integrati onsbeauft ragten, Bildungskoordinator*innen, etc.

• Herausgabe von Broschüren zum Interkulturellen Leben in der Stadt mit 
Verweis auf Migrant*innenvereine

• Veröff entlichung der Interkulturellen Leitlinien, Integrati onskonzepte, 
Vielfaltsstrategien in Hinblick auf alle Bürger*innen

• regelmäßige Veröff entlichung von Themen der Zuwander*innen in der 
kommunalen Presse, nicht als Sonderthema

• Zuwander*innen in kommunalen Informati onsbroschüren als Zielgruppe wahrneh-
men z.B. Seniorenfi bel, Bestatt ungsinformati on, Bürgerbroschüre, etc. 



Integrati ons- und Vielfaltskonzepte müssen sich 
also auch immer die Etablierung einer kommunalen 
Identi tät, die alle Stadtbewohner*innen einschließt, 
zum Ziel setzen. Erst wenn der gesellschaft liche Zu-
sammenhalt und die emoti onale Verbundenheit und 
Identi fi kati on mit der Kommune von weiten Teilen der 
Bevölkerung mit und ohne Zuwanderungsgeschichte 
getragen und unterstützt werden, kann ein “neues 
Wir” entstehen. Letztlich aber bedarf es zur Unter-
stützung eines “neuen Wir” in einem ersten Schritt  
der Erkenntnis, dass auch eine Kommune eine festste-
hende Identi tät besitzt, die besti mmte Menschen ein-
schließt und andere ausschließt. Somit braucht es, um 
ein “neues Wir” zu schaff en, letztlich auch ein neues 
Narrati v. 

(Foroutan, N. (2019):  Die postmigranti sche Gesell-
schaft . Ein Versprechen der pluralen Demokrati e)

Es geht darum, wie die Geschichte einer Gemein-
schaft  erzählt wird beziehungsweise wer in diesen 
Vergangenheitsbezügen vorkommt und wer nicht. 
Um schließlich ein neues Narrati v in dem kollekti ven 
(Stadt-)Gedächtnis zu verankern, bedarf es besti mm-
ter Vorgänge, die auf Kommunalebene von verschie-
denen Stellen unterstützt werden können. Die oben 
genannten Maßnahmen aus der Praxis geben hierbei 
wichti ge Impulse und können diesen Prozess beför-
dern. Dies ist eine gute Basis, die allerdings fortwäh-
rend gestärkt und weiterentwickelt werden muss, um 
für die zu erwartenden Herausforderungen in der Zu-
kunft  gewappnet zu sein.

Fazit
 und Ausblick



Kommunale Identi tät und die 
persönliche Identi fi kati on

www.netzwerk-iq.de

www.via-bayern.de

www.migranet.org/niko
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